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Zeitgeschehen im Fokus
Forschen – Nachdenken – Schlüsse ziehen

«Widerspruch einlegen,  
wo unsere Grundrechte in Gefahr sind»
Interview mit Jürg Vollenweider, dem ehemaligen Leitenden Staatsanwalt im Kanton Zürich*

Zeitgeschehen im Fokus Was 
muss sich der Laie unter den Inter-
nationalen Gesundheitsvorschrif-
ten (IGV) vorstellen? 

Jürg Vollenweider Bei den IGV 
handelt es sich um eine technische 
Regelung über «sanitäre und Qua-
rantänemassnahmen und andere 
Vorkehren zur Verhinderung der 
Ausbreitung von Krankheiten von 
einem Land ins andere» im Sinne 
von Artikel 21 der WHO-Verfas-
sung. Dieses Regelwerk wurde erst-
mals 1951 unter dem Titel «Inter-
nationales Sanitätsreglement» 
erlassen und bei der Revision 2005 
in Internationale Gesundheitsvor-
schriften (IGV) umbenannt. Es geht 
darum, wie man mit möglichen 
grenzüberschreitenden Gefahren 
durch Krankheiten verfahren will, 
wie sich die Staaten austauschen 
können und so weiter. Es handelt 
sich um Standards, die darin festge-
halten sind. Während es bei dem 
Pandemieabkommen, das bis heu-
te nicht zustande gekommen ist, 
darum geht, eine Art Rahmenab-
kommen zu vereinbaren. 

Warum rufen die IGV bei Experten, 
zum Beispiel bei Ihnen, grosses Un-
behagen hervor?

Es gibt verschiedene Gründe, die 
das Unbehagen bestimmen. Zu-
nächst mache ich, wie auch andere 
kritische Menschen, mehrere for-
male Rechtsbrüche bei der Revision 
der IGV aus. Zum einen gibt es eine 
Vorschrift in Artikel 55 Abs. 2 IGV, 

die verlangt, dass jeder Änderungs-
vorschlag im Wortlaut mindestens 
vier Monate, bevor er an der Welt-
gesundheitsversammlung (WHA) 
zur Beratung gelangen soll, vom 
Generaldirektor den Vertragsstaa-
ten kommuniziert werden muss. 
Diese Vorschrift wurde mehrfach 
gebrochen. Es lag lange Zeit ledig-
lich eine Entwurfsversion aus dem 
Jahre 2022 mit zahlreichen Ände-
rungsvorschlägen vor, insgesamt 
308 an der Zahl. Die WHO hat sich 
auf den Standpunkt gestellt, sie 
habe mit der Übermittlung vom 
16. November 2022 ihrer Notifika-
tionspflicht Genüge getan. Es wur-
den aber nach dem 27. Januar 
2024, also weniger als vier Monate 
vor Beginn der WHA, zahlreiche 
völlig neue Änderungsvorschläge 
eingebracht, und zwar bis zur letz-
ten Minute. Das halte ich für einen 
klaren Bruch der genannten Frist-
vorschrift.

Zum andern wurden einige Ver-
fahrensregeln der WHO selbst (Ru-
les of procedure) verletzt, die in 
einem demokratischen Gemein-
wesen völlig selbstverständlich 
sein sollten, zum Beispiel, dass 
mindestens 24 Stunden vor der 
Abstimmung dem Plenum ein 
schriftlicher Bericht der vorberei-
tenden Kommission mit Antrag 
vorzulegen ist. Da jeder Mitglieds-
staat eine Stimme hat, muss das 
Quorum festgestellt werden, da-
mit anschliessend mit Handzei-
chen, allenfalls elektronisch oder 
geheim, abgestimmt werden 
kann. Eine Abstimmung «im Kon-
sens» ist in diesen prozeduralen 
Regeln nicht vorgesehen, und auf 
diese Weise, «im Konsens», wur-
den die IGV-Änderungen einfach 
durchgewunken. Die Delegierten 
standen unter einem enormen 
Druck, man wollte die Änderun-
gen noch am späten Abend unbe-
dingt unter Dach und Fach brin-
gen. Man fügte wohl auch Dinge 
aus dem gescheiterten Pandemie-

abkommen in die IGV ein, zum Bei-
spiel den Begriff der «Risikokom-
munikation».

Worum geht es hierbei?
Dieser Begriff war auch in Arti-

kel 18 des Entwurfs für ein Pande-
mieabkommen vorgesehen und 
wurde erstmals am 17. April 2024 
in den Entwurf der IGV eingeführt. 
Dabei geht es um nichts anderes 
als um die Bekämpfung von «Fehl-
information und Desinformation», 
was auch immer das bedeuten 
mag. Der Entwurf des Arti-
kels 44 IGV wurde nach hinten in 
einen Annex verschoben und mit 
dem Begriff «Risikokommunikati-
on» versehen. Das ist ein wesentli-
cher Kritikpunkt, nämlich die er-
wähnte Bekämpfung, die zuletzt 
in «Behandlung» («addressing»)  
von angeblicher Fehl- und Desin-
formation umbenannt wurde.

Sie haben jetzt vor allem juristische 
und verfahrenstechnisch fragwür-
dige Punkte erwähnt. Wahrschein-
lich gibt es auch inhaltliche Aspek-
te, die fragwürdig sind.

Es sind grob gesagt fünf Punkte 
dieser revidierten IGV, an denen 
ich Anstoss nehme.

Zum einen gibt es eine neue 
Definition, denn nebst der ge-
sundheitlichen Notlage von inter-
nationaler Tragweite gibt es jetzt 
eine Steigerungsform: Die «pan-
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demische Notlage». Das ist ein 
völlig neuer Begriff, der erstmals 
im April 2024 eingebracht wor-
den ist. Das ist ein vager Begriff. 
Ein angeblich erhöhtes Risiko soll 
genügen, dem Generaldirektor 
die Möglichkeit zu geben, auch 
gegen den Rat seines Notfallaus-
schusses und bar jedweder wis-
senschaftlichen Evidenz, die pan-
demische Notlage auszurufen 
– noch schneller und schärfer als 
bisher. 
Ein weiterer Punkt ist die Defi-

nitionshoheit, die die WHO über 
die sogenannten relevanten Ge-
sundheitsprodukte erhalten soll. 
Dazu gehören insbesondere 
Impfstoffe und gen- und zellba-
sierte Therapien sowie andere 
Gesundheitstechnologien, die 
von der WHO als Standard defi-
niert werden können. Zusätzlich 
gibt es eine Verpflichtung der 
Staaten, Massenproduktion, Fi-
nanzierung und Verteilung sol-
cher Produkte zu fördern, und 
zwar unabhängig davon, ob sie in 
einem ordentlichen Zulassungs-
verfahren genau geprüft wurden 
oder nicht. Die hohen Anforde-
rungen an die Zulassung solcher 
Medikamente werden weitge-
hend ausgehebelt, und dies soll 
unter Einbezug «relevanter Ak-
teure» geschehen. Wenn wir wis-
sen, wie die WHO finanziert wird, 
insbesondere aus der Ecke der 
Pharmaindustrie, dann kann man 
sich vorstellen, wer mit diesen Ak-
teuren gemeint sein soll. 

Neu soll eine nationale IGV-Be-
hörde zusätzlich zu einer bereits 
bestehenden nationalen IGV-An-
laufstelle geschaffen werden, um 
die Umsetzung der IGV zu koordi-
nieren. Eine Aufgabe dieser natio-
nalen IGV-Behörde sehe ich auch 
in der Umsetzung der Massnah-
men gegen Fehl- und Desinfor-
mation, wie sie in Annex 1 der IGV 
definiert worden sind. Der zentra-
le Kritikpunkt ist, dass damit Kern-
kapazitäten geschaffen, ausge-
baut und unterhalten werden 
sollen unter anderem zur Risiko-
kommunikation, also zur Behand-
lung von Fehl- und Desinformati-
on. Das ist aus meiner Sicht nichts 
anderes als eine Zensur von ab-
weichenden Meinungen im Sinne 
der Bekämpfung der sogenann-
ten «Infodemie».

Was ist denn das?
Die WHO hat auf ihrer Homepa-

ge definiert, was man darunter 
verstehen soll, nämlich unter ande-
rem ein «Zuviel an Informationen, 
einschliesslich falscher und irrfüh-
render Informationen». Solche Be-
griffsbestimmungen zur Bekämp-
fung von angeblicher Fehl- und 
Desinformation ziehen sich wie ein 
roter Faden durch die gegenwärti-
ge Gesetzgebung und bereiten 
den Boden für weitere solche Be-
stimmungen. Ich nenne hier den 
Digital Services Act (DSA), der in 
der EU seit dem 17. Februar 2024 
in Kraft ist. Er verlangt, dass grosse 
Onlineplattformen nicht nur 
«rechtswidrige», sondern auch 
«anderweitig schädliche» Informa-
tionen löschen müssen. Etwas 
Ähnliches haben wir im Uno-Zu-
kunftspakt. Darin heisst es, man 
müsse dringend vorgehen gegen 
alle Formen von Hassreden und 
Diskriminierung «sowie Fehl- und 
Desinformation». Wenn wir solche 
Dinge sehen, dann müssen wir 
feststellen, die WHO bekommt die 
Deutungshoheit, zu sagen, was 
falsch oder richtig ist. Dazu gibt es 
auch bereits ein Urteil in Deutsch-
land, welches im Ergebnis Folgen-
des bedeutet: Wenn die WHO sagt, 
das ist falsch oder das ist richtig, 
dann gilt das. Wenn jemand etwas 
anderes behauptet, dann muss es 
im Internet gelöscht und darf nicht 
weiterverbreitet werden. 

Muss man sich dem unterwerfen?
Diese Verpflichtung zur Informa-

tionskontrolle, also zur Behandlung 
von sogenannter Fehl- oder Desin-
formation – das ist der zentrale 
Punkt – ist eine einschneidende völ-
kerrechtlich verbindliche Verpflich-
tung. Völkerrechtliche Verträge ste-
hen nach unserer Bundesverfassung 
auf Gesetzesstufe, sind also recht-
lich bindend und nach Treu und 
Glauben zu erfüllen, so auch Arti-
kel 26 des Wiener Übereinkom-
mens über das Recht der Verträge. 
Dazu gibt es ein kritisches Gutach-
ten, welches die Verpflichtung zur 
Informationskontrolle klar als einen 
möglichen Eingriff in die Meinungs- 
und Medienfreiheit sieht, was ohne 
gesetzliche Grundlage nicht um-
setzbar ist. Es ist mir völlig unver-
ständlich, wie der Bundesrat in sei-
ner Vernehmlassungsvorlage – er 

hat zu diesen IGV eine Vernehmlas-
sung lanciert, die noch bis zum 
27. Februar 2025 lief – schreibt, es 
sei keine Gesetzesänderung not-
wendig, um die Anpassungen in 
der Schweiz umzusetzen. Es ist mir 
schleierhaft, wie man so etwas sa-
gen kann bei einer Verpflichtung, 
die den Schweizer Staat trifft, näm-
lich Fehl- und Desinformation zu 
behandeln, sprich zu bekämpfen. 
Ich sehe es auch nicht ein, wenn 
der Bundesrat behauptet, das Bun-
desamt für Gesundheit (BAG) kön-
ne die Aufgaben der neuen natio-
nalen IGV-Behörde auch gleich 
übernehmen, also die ganzen 
Durchsetzungs- und Koordinati-
onsmassnahmen. Nach Meinung 
des Bundesrats wäre das mit kei-
nerlei finanziellen Konsequenzen 
verbunden. Ich habe noch nie er-
lebt, dass der Staat eine neue Auf-
gabe übernommen und kein Perso-
nal gefordert oder woanders 
Abstriche gemacht hat. Ich glaube, 
dass der Bundesrat mit dieser Aus-
sage Parlament und Volk Sand in 
die Augen streut. 
Das betrifft gerade auch den 

fünften Punkt, nämlich den koor-
dinierenden Finanzierungsmecha-
nismus. Dies ist eine Bestimmung, 
die auch erst sehr spät eingefügt 
wurde. Sie war zunächst an einem 
anderen Ort platziert und wurde 
am letzten Tag der WHA an eine 
andere Stelle in den IGV verscho-
ben. Auch das ist ein äusserst 
merkwürdiges Vorgehen. Da geht 
es um die Finanzierung bei der 
Umsetzung der Kernkapazitäten, 
wie beispielsweise die Massnah-
men zur Bekämpfung von Fehl- 
und Desinformation. Es geht auch 
um die Erschliessung neuer und 
zusätzlicher Finanzierungsmittel 
zur wirksamen Umsetzung dieser 
Vorschriften. Das soll alles gesche-
hen unter Aufsicht und Führung 
der WHA, verbunden mit einer Re-
chenschaftspflicht ihr gegenüber.

Wenn ich das anschaue, verste-
he ich noch weniger, wenn der 
Bundesrat sagt, es habe keinerlei 
finanzielle Auswirkungen auf die 
Schweiz. Wie es wirklich sein wird, 
wage ich nicht zu beurteilen. Ich 
finde das aber weit aus dem Fen-
ster gelehnt, wenn der Bundesrat 
von vornherein ausschliesst, dass 
zusätzliche Kosten entstehen 
könnten. Es gibt denn auch Öko-
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nomen, die sagen, das weiss man 
im Moment nicht und kann es zum 
jetzigen Zeitpunkt auch nicht be-
urteilen. Dieser Eindruck verstärkt 
sich noch, wenn mit dem Austritt 
der USA aus der WHO deren grös-
ste Geldquelle wegbricht und 
gleichzeitig das Budget massiv 
aufgestockt werden soll. Das sind 
die Punkte, die mich an diesen re-
vidierten IGV am meisten stören.

Was bedeutet die Entwicklung im 
Zusammenhang mit den IGV und 
den darin definierten Vorschriften 
für den wissenschaftlichen Diskurs?

Das bereits angesprochene Gut-
achten von Frau Professorin Isabel-
le Häner findet man auf der Home-
page des «Aktionsbündnisses freie 
Schweiz». Sie spricht von unmittel-
barer Eingriffsqualität in die Mei-
nungs- und Medienfreiheit. Dazu 
gehört aber auch die Informations-
freiheit, die wir als Bürger haben, 
um uns zu informieren, wie und 
wo wir wollen, sowie die Wissen-
schaftsfreiheit. Ich sehe die Wis-
senschaftsfreiheit bereits heute 
massiv bedroht, wenn renommier-
te Wissenschaftler, wie wir das in 
den letzten fünf Jahren erlebt ha-
ben, von gewissen Medien konse-
quent totgeschwiegen und deren 
wohlbegründeten und belegten 
Meinungen ignoriert werden. Ich 
sehe schon, dass die Regierungen 
jetzt noch ein Instrument in die 
Finger bekommen, womit sie sa-
gen können, diese Aussagen wi-
dersprechen dem, was die WHO 
sagt, und müssen deswegen im 
Netz gelöscht werden, andernfalls 
wird die Publikation verboten. Das 
ist dann ein massiver Eingriff in die 
Wissenschaftsfreiheit. Wir sehen 
das unter anderem daran, dass die 
Behörden sich bei den Empfehlun-
gen – teilweise auf politischen 
Druck hin und wider besseres Wis-
sen – auf die WHO abgestützt ha-
ben, welche aber nicht hinreichend 
wissenschaftlich begründet, son-
dern teilweise auch wissenschaft-
lich überhaupt nicht haltbar wa-
ren. Nehmen wir nur die 
Maskenpflicht. Hier gibt es zahlrei-
che Studien, die das Maskentragen 
als wenig effizient erachteten. 
Selbst die WHO hat lange Zeit ge-
sagt, dass das Tragen von Masken 
in der Öffentlichkeit keinen signifi-
kanten Nutzen bringt. Auf einmal 

hat die WHO dann umgeschwenkt. 
Und plötzlich sind dann die Exper-
ten umgeschwenkt, auf die sich 
wiederum die Politik abgestützt 
hat. Wenn man an die Impfpflicht 
der deutschen Bundeswehr denkt, 
die mit Zähnen und Klauen noch 
aufrechterhalten wurde, als die 
Mär von der Wirksamkeit des Impf-
stoffs, insbesondere vom Schutz 
vor Übertragung schon längst 
nicht mehr haltbar war. Das wus-
sten wir bereits 2021, als sogar das 
BAG (Frau Masserey vor Medien-
schaffenden) einen Schutz vor 
Übertragung verneinte, und späte-
stens 2022, als eine hochrangige 
Vertreterin von Pfizer öffentlich zu-
gab, dass nie untersucht worden 
sei, ob die Covid-19-«Impfungen» 
eine Infektionskette unterbrechen 
können – was später auch die EMA, 
die Zulassungsbehörde der EU, 
einräumen musste. Trotzdem wur-
de das von der Politik immer be-
hauptet, dass Impfen schützt, um 
die Menschen zum Impfen zu be-
wegen. 

Und Nicht-Geimpfte waren dann 
die Treiber der Pandemie …

Ja genau, solches Zeugs konnte 
man ungehemmt und ungestraft 
von sich geben. Es gibt in Deutsch-
land auch groteske Auswüchse wie 
den Straftatbestand der Erstellung 
einer sogenannten Feindesliste 
(gefährdendes Verbreiten perso-
nenbezogener Daten, § 126a 
StGB). Wenn man zum Beispiel Zi-
tate von solch herabsetzenden und 
hetzenden Stimmen gegen Unge-
impfte gesammelt hat, ist man Ge-
fahr gelaufen, dafür verurteilt zu 
werden. Es gab in Deutschland ein 
Verfahren gegen einen Blogger na-
mens McLiberal, der diese Dinge 
zusammengetragen hatte, der 
wurde vom Amtsgericht Köln dann 
allerdings freigesprochen. Das Ver-
fahren ist aber noch in der Schwe-
be, weil die Staatsanwaltschaft in 
Berufung gegangen ist. 

Lässt sich aus den Äusserungen des 
Bundesrats entnehmen, wie er 
grundsätzlich zu den IGV steht? Ist 
er skeptisch und will noch ein paar 
Stimmen einholen?

Nach meiner Beobachtung liegt 
eine gewisse Ambivalenz in der 
Haltung des Bundesrates. Er argu-
mentiert widersprüchlich. Auf der 

einen Seite spricht er ständig von 
«geringfügigen Anpassungen 
technischer Natur» und «von ge-
ringer Tragweite». Der Begriff «ge-
ringe Tragweite» referiert auf das 
RVOG, das Regierungs- und Ver-
waltungsorganisationsgesetz, das 
dem Bundesrat die Möglichkeit 
gibt, völkerrechtliche Verträge von 
geringer Tragweite in eigener 
Kompetenz ohne Parlament abzu-
schliessen. Das ist die Diktion des 
Bundesrates, es seien «nur Anpas-
sungen technischer Natur und von 
geringer Tragweite». Das hat Frau 
Bundesrätin Baume-Schneider in 
der Debatte im Ständerat zur Mo-
tion Glarner am 26. September 
2024 mehrmals so gesagt. Dann 
verstehe ich aber doch nicht ganz, 
warum der Bundesrat auf der an-
deren Seite – wenn auch freiwillig, 
wie er betont – eine Vernehm
lassung eröffnet, weil Vernehm
lassungen laut der Bundesverfas-
sung nur bei wichtigen Erlassen 
durchgeführt werden müssen. Da 
frage ich mich schon, ob es nun 
wichtige Anpassungen oder sol-
che von geringer Tragweite sind. 
Interessant ist, dass der Bundesrat 
in der Vernehmlassungsvorlage 
wieder davon spricht, ein grosser 
Teil der Anpassungen sei «zudem 
technischer oder rein sprachlicher 
Art» beziehungsweise die Anpas-
sungen seien «im Allgemeinen von 
geringer Tragweite».

Was heisst denn das?
Der Bundesrat spricht von «ge-

zielten technischen Anpassungen 
des bereits bestehenden Instru-
ments» ohne neue Verpflichtungen 
für die Schweiz und meint damit 
wohl eher marginale Änderungen 
der technischen Abläufe beim Ziel 
der Verhinderung von grenzüber-
schreitenden Krankheiten. Wie ich 
Ihnen aber dargelegt habe, gehen 
die kritisierten Änderungen meines 
Erachtens weit über solch geringfü-
gige technische Anpassungen hin-
aus. Dazu haben wir seitens des 
«Aktionsbündnisses freie Schweiz» 
und des «Dialogs Globale Gesund-
heit» ausführliche Vernehmlas-
sungsantworten eingereicht, die 
auf den jeweiligen Webseiten ver-
fügbar sind.

Wenn der Bundesrat von techni-
schen Anpassungen von geringer 
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Tragweite spricht, dann ist das ein 
Argument, um den Legislativpro-
zess zu umgehen, das Parlament 
nicht zu konsultieren und selbst 
entscheiden zu können. Das wäre 
doch das Ende eines demokrati-
schen Verfahrens?

Wie gesagt hat der Bundesrat 
gemäss Artikel 7a des RVOG 
grundsätzlich die Kompetenz zum 
Abschluss oder zur Änderung von 
Verträgen, soweit sie von be-
schränkter Tragweite sind. Aus 
den genannten Gründen halte ich 
jedoch eben gerade diese Voraus-
setzung bei den IGV-Änderungen 
nicht als gegeben. Die Motion 
Glarner aus dem Jahr 2022 spricht 
von WHO-Instrumenten und woll-
te sie dem Parlament vorlegen. So-
wohl der Ständerat als auch der 
Nationalrat haben mit grosser 
Mehrheit diese Motion angenom-
men, wohl in der Überzeugung, 
dass da Dinge geregelt werden, 
die eben gerade nicht von be-
schränkter Tragweite sind. Das 
heisst, der Bundesrat ist nun ei-
gentlich in der Pflicht, die Frage 
einer allfälligen Ablehnung der 
IGV-Novelle dem Parlament zur 
Abstimmung vorzulegen. Die Lei-
terin des BAG wurde in zwei Kom-
missionen angehört, und sie ha-
ben darüber beraten. Sie kamen 
zum Schluss, dass über die geän-
derten IGV der Bundesrat ohne 
Parlament entscheiden könne. Da 
stellt sich unter demokratischen 
Aspekten die Frage: Kann denn 
eine Kommission des Nationalrats 
eine bereits überwiesene Motion 
aushebeln, die klar verlangt, dass 
diese IGV dem Parlament vorge-
legt werden müssen? Es ist zwar 
ein bestehender Vertrag, jedoch 
mit Anpassungen, die weitrei-
chende Konsequenzen haben, so 
dass er zwingend Parlament und 
Volk zur Genehmigung oder Ab-
lehnung vorgelegt werden müs-
ste.  Was der Bundesrat erkannt zu 
haben scheint, ist, dass zumindest 
die Informationskontrolle im An-
nex 1 problematisch sein könnte 
in Bezug auf die verfassungsrecht-
lich garantierten Freiheitsrechte, 
insbesondere die Meinungsäusse-
rungsfreiheit, Freiheit der Wissen-
schaften, Informationsfreiheit und 
so weiter. Er hat in der Vernehm-
lassungsvorlage festgehalten, dass 
man hier alternativ einen Vorbe-

halt dazu anbringen könnte. Bei 
jedem völkerrechtlichen Vertrag 
hat ein Vertragsstaat das Recht, ei-
nen Vorbehalt anzubringen in 
dem Sinne, dass er die Vorschrift 
nicht anzuwenden gedenkt. Dann 
ist das eine Rückweisung, aber nur 
in Bezug auf eine Vorschrift. Wir 
sind jedoch der Meinung, dass an-
dere Vorschriften der IGV genauso 
problematisch sind und daher die 
Novelle als Ganzes zurückgewie-
sen werden muss. Dazu hat der 
Bundesrat noch bis zum 19. Juli 
2025 Zeit, weil die Frist zur Ableh-
nung von Änderungen 10 Monate 
beträgt und mit der Notifikation 
durch den Generaldirektor der 
WHO beginnt, die am 19. Septem-
ber letzten Jahres erfolgte. Mit an-
deren Worten: Wenn der Bundes-
rat diese Ablehnung nicht erklärt, 
das sogenannte Opting-out, dann 
treten diese revidierten IGV am 
19. Juli 2025 definitiv in Kraft. 
Dann gibt es kein Zurück mehr. 

Es scheint für eine Demokratie aus-
sergewöhnlich, dass eine Kommis-
sion sich über eine vom Parlament 
angenommene Motion hinweg-
setzt. Von der WHO kann man, 
nach dem, was Sie erklärt haben, 
von einer Gesundheitsdiktatur 
sprechen. Wir haben eine direktde-
mokratische Verfassung, wir sind 
politisch der freiheitlichste Staat, 
aber die ganzen Abläufe stehen 
dem entgegen. Wie sehen Sie das?  

Ich sehe auch, dass ein demo-
kratischer Prozess gefährdet ist, 
wenn diese IGV-Änderungen ein-
fach durchgewunken werden, ob-
schon eine klare Mehrheit beider 
Kammern gesagt hat, wir wollen 
darüber reden und mitentschei-
den. Wenn jetzt vom Bundesrat 
trotzdem versucht werden sollte, 
die IGV am Parlament vorbeizu-
schleusen unter Schützenhilfe die-
ser beiden Kommissionen, die sa-
gen, der Bundesrat solle das alleine 
entscheiden, dann finde ich das 
schon sehr problematisch, und 
man müsste hier den Bundesrat in 
die Pflicht nehmen.

Die amtierende Schweizer Bundes-
präsidentin Karin Keller-Suter hatte 
auf die Rede des US-Vizepräsiden-
ten James David Vance Bezug ge-
nommen, in der er die Bedeutung 
der Demokratie betonte, was sehr 

gut auf die beschriebene Proble-
matik passt …

Ja, Frau Bundespräsidentin Kel-
ler-Suter hat nach der teilweise ak-
klamierten, aber auch viel ge-
schmähten Rede von JD Vance auf 
der Münchner Sicherheitskonfe-
renz in einem vom Tages-Anzeiger 
am 15. Februar 2025 zitierten In-
terview mit der Zeitung Le Temps 
die Rede Vances als «Plädoyer für 
die direkte Demokratie» bezeich-
net, sie teile viele der von Vance 
erwähnten Werte. Dazu gehörten 
Werte «wie Freiheit und die Mög-
lichkeit für die Bevölkerung, ihre 
Meinung zu äussern. Es war ein 
Plädoyer für die direkte Demokra-
tie. So kann man es lesen». Zudem 
«habe Vance zum Ausdruck ge-
bracht, dass man nicht nur andere 
Meinungen anhöre, sondern sich 
auch dafür einsetze, dass sie ge
äussert werden dürfen.» Da möch-
te ich sie schon gerne beim Wort 
nehmen und auch Taten sehen, 
Taten zur Wahrung der direkten 
Demokratie in dem Sinne, dass 
man das Volk ernst nimmt.
Es ist doch offensichtlich, dass 

gerade bei diesen Einschränkun-
gen der Meinungs- und Medien-
freiheit wie in den IGV, im Digital 
Service Act (DSA), – den der Bun-
desrat in der einen oder anderen 
Form gerne übernehmen möchte 
– oder beim Uno-Zukunftspakt 
eine grosse Gefahr für unsere De-
mokratie lauert. Mit unserem De-
mokratieverständnis ist es auch 
unvereinbar, wenn ein Abstim-
mungsprozedere, wie es an der 
WHA am 1. Juni 2024 abgelaufen 
ist, als demokratisch legitimiert 
verstanden wird, wenn ein Vorsit-
zender in die Runde schaut und 
sagt: «Dagegen gibt es wohl keine 
Einwände», ein paar Sekunden 
wartet und dann feststellt: «Ich 
sehe keine Einwände, dann ist es 
so beschlossen.» Dabei gab es Län-
der, die ganz klar ihren Widerstand 
signalisiert hatten. In der vorberei-
tenden Kommission des Komi-
tees A gab es zwei Tage vor der 
Abstimmung eine klare Ableh-
nung der IGV-Revision mit einer 
satten Mehrheit (67 Nein zu 26 Ja). 
Da denke ich nicht, dass diese Län-
der, die den Widerstand angekün-
digt hatten, nach zwei Tagen ihre 
Meinung grundlegend änderten. 
Sie reagierten – wenn sie nicht 
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schon abgereist und überhaupt 
noch anwesend waren – nicht 
mehr, weil die Revision auf Biegen 
und Brechen durchgezogen wur-
de. Das ist mit dem Demokratiever-
ständnis, wie wir es in der Schweiz 
pflegen, nicht vereinbar. Schon al-
lein deswegen müssen diese IGV-
Änderungen, die auf derart demo-
kratiefeindliche und rechtswidrige 
Weise zustande gekommen sind, 
zurückgewiesen beziehungsweise 
abgelehnt werden. 

Festhalten möchte ich noch, 
dass die Linke einschliesslich Grüne 
und Grünliberale in  den Räten ge-
schlossen gegen die Motion Glar-
ner stimmte, die nichts anderes ver-
langte, als solche einschneidenden 
und umstrittenen Verträge wie die 
IGV-Revision dem Parlament und 
allenfalls dem Volk zur Abstim-
mung vorzulegen. Nur durch eine 
Mehrheit aus Mitte, FDP und SVP 
und so weiter wurde erreicht, dass 
man das Parlament einbeziehen 
muss. Da stellt sich mir schon die 
Frage nach dem Demokratiever-
ständnis bei der Linken.

Nun wurde am 10. März 2025 im 
Nationalrat eine weitere Motion 
behandelt, die ebenfalls die Vorla-
ge der IGV ans Parlament und zu-
dem die Unterstellung unter das 
fakultative Referendum verlangt 
hatte. Eine gleichlautende Motion 
soll am 19. März 2025 im Stände-
rat behandelt werden. Was können 
Sie dazu sagen?

Die Behandlung der Motion im 
Nationalrat – er hat sie anschlies-
send mehrheitlich verworfen – hat 
einen offenkundig desorientierten 
Bundesrat gezeigt. Herr Bundesrat 
Jans hat in Vertretung seiner Kolle-

gin Baume-Schneider allen Ernstes 
ausgeführt: «Es ist, diese IGV … ist 
ein Beschluss, der vom Bundesrat 
gefällt wurde mit Unterstützung 
des Parlamentes». Mit Verlaub, Herr 
Bundesrat Jans scheint den Revisi-
onsprozess der IGV nicht verstan-
den zu haben: Die IGV wurden we-
der vom Bundesrat noch vom 
Parlament «beschlossen», sondern 
von der WHA. Die Anpassungen 
der IGV müssen auch nicht «geneh-
migt» werden. Der Bundesrat kann 
die Revision einzig bis zum 19. Juli 
2025 ablehnen oder einen Vorbe-
halt anbringen – und müsste das 
aktiv tun, damit sie nicht automa-
tisch am 19. September 2025 für 
die Schweiz verbindlich in Kraft tre-
ten. Bemerkenswert an der Aussa-
ge von Herrn Bundesrat Jans finde 
ich immerhin, dass er nun plötzlich 
der Mitwirkung des Parlaments das 
Wort redete – also nichts anderes, 
als was die einschlägigen Motio-
nen verlangten –, obschon der Bun-
desrat sonst nicht müde wird, zu 
betonen, dass die Entscheidung al-
lein in seiner Kompetenz liege …

Was ist zu tun, wenn die Politik ver-
sagt?

Wir müssen darauf drängen, 
und das ist die Aufgabe, die wir 
vor uns haben, noch mehr Druck 
aufzubauen, damit der Bundesrat 
spürt, hier gibt es Widerstand, da-
mit er das Widerspruchsrecht bei 
der WHO ausübt, mindestens aber 
einen Vorbehalt zur Einschrän-
kung der Meinungsfreiheit ge-
mäss Annex 1 erklärt. 

Widerstand kann wirken: Im er-
sten Entwurf von 2022 wollte man 
den Grundsatz der Achtung von 
Menschenwürde, Menschenrech-

ten und persönlicher Freiheit in Ar-
tikel 3 IGV streichen, was später 
wieder rückgängig gemacht wur-
de. Diese Grundsätze hat man 
streichen und mit Gerechtigkeit, 
Integration und Kohärenz (equity, 
inclusivity und coherence) erset-
zen wollen. Die drei Begriffe ste-
hen jetzt auch zusätzlich drin, sind 
aber meines Erachtens totale 
Gummibegriffe. Die Menschen-
würde und so weiter herauszu-
streichen, hat man schliesslich 
doch nicht gewagt. Das ist ganz 
sicher ein Resultat des Widerstan-
des, dass viele dagegen aufge-
standen sind. Ich denke, das ist ein 
wichtiges Signal, sich zu wehren 
und dort Widerspruch einzulegen, 
wo unsere Grundrechte in Gefahr 
sind.

Herr Vollenweider, vielen Dank für 
das Gespräch.

Interview Thomas Kaiser
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